
yl
Hintergrund
1990 wurde versucht die Frage der Zuständigkeit für das Asyl-
verfahren von AsylwerberInnen im Dubliner Übereinkommen zu
regeln. Österreich ist diesem Übereinkommen nach dem EU-
Beitritt 1997 beigetreten. 2003 wurde die Dublin-II-Verordnung
erlassen, die schließlich nach neuerlichen Reformen seit 2013
als Dublin-III-Verordnung (Dublin-III-VO) angewendet wird.

Die Dublin-III-VO ist Teil des „Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems (GEAS)“, dessen Ziel es war eine einheitliche Asyl-
und Flüchtlingspolitik in der EU zu verwirklichen. Europäische
Verordnungen wie die Dublin-III-VO sind in Österreich (und
allen anderen EU-Staaten) unmittelbar anwendbare Gesetze,
d.h. es ist nicht erforderlich, sie durch das Erlassen von ent-
sprechenden Gesetzen in nationales Recht umzusetzen.

Von Anfang an gab es von Seiten der NGOs, aber auch mit
der Durchführung befasster Behörden, Kritik an der Verord-
nung. Auch Evaluierungen haben gezeigt, dass das System
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wenig effizient ist und immer wieder zu Härtefällen führt. Ein
zentrales Problem sind neben der Verzögerung der Verfahren
die unterschiedlichen Standards in den einzelnen Mitgliedsstaa-
ten sowohl bei der Aufnahme von Flüchtlingen als auch beim
Asylverfahren.

Ziele der Dublin-III-VO

Durch die Dublin-Verordnung soll klargestellt werden, welcher
Mitgliedsstaat für die Durchführung eines Asylverfahrens zu-
ständig ist. Es soll verhindert werden, dass Flüchtlinge in meh-
reren Mitgliedsstaaten Asylanträge stellen, oder dass sie von
Mitgliedsstaat zu Mitgliedsstaat weitergeschoben werden.

Schließlich soll auch verhindert werden, dass Familienmit-
glieder getrennt werden, weil ihre Asylverfahren in verschiede-
nen Mitgliedsstaaten durchgeführt werden. 

Jeder Asylantrag, der in der Europäischen Union gestellt wird, muss individuell geprüft werden.
Die Dublin-Verordnung gibt Kriterien vor, um zu entscheiden welcher Mitgliedsstaat für die
Bearbei tung eines Asylantrages zuständig ist.
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Während österreichische Behörden regelmäßig Abschiebungen nach Afghanistan durchführen, 
spitzt sich die Lage in dem zentralasiatischen Land dramatisch zu: Im Herbst 2020, etwa zeitgleich 
mit dem Beginn der Friedensgespräche zwischen afghanischer Regierung und den Taliban im 
katarischen Doha, nahm eine Terroroffensive von dramatischem Ausmaß ihren Anfang. Vor allem 
betroffen ist das als sicher geltende Kabul – ein Ende ist nicht in Sicht.

Im Jahr 2019 haben 2.979 Menschen aus Afghanistan in 
Öster- reich um Asyl angesucht. Afghanistan ist damit jetzt 
das Herkunftsland Nummer eins von Asylsuchenden in Öster-
reich – noch vor Syrien. 2018 wurde nicht einmal die Hälfte 
der Asyl- anträge von Afghan*innen von den österreichischen 
Asylbehörden positiv entschieden: 
Die Abschiebung von afghanischen Schutzsuchenden ist in 
Österreich gängige Praxis. In ihrem „Heimatland“, in dem 
viele nur wenige Jahre – manche auch nie – gelebt haben, 
droht den Abgeschobenen Verfolgung – und nicht selten der 
gewaltsame Tod. 

Gezielte Tötung von Zivilist*innen, 
darunter viele Kinder
Die Reduktion der in Afghanistan stationierten US-Truppen um etwa 
die Hälfte, auf 8.600 Soldat*innen bis Juni 2020, hat Milizen wie die 
Taliban und Daesh/ISKP in eine unheilvolle Machtposition versetzt.
Laut der UNO-Mission in Afghanistan (UNAMA) verloren zwischen 
1. Januar und 30. September 2020 2.117 Zivilist*innen ihre Leben 
bei Anschlägen und bewaffneten Auseinandersetzungen. Unter den 
Todesopfern waren 553 Kinder.

Nach der höchsten jemals in Afghanistan registrierten Zahl an 
zivilen Opfern zwischen Juli und September 2019 kann angesichts 
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Dublin-Verordnung

Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?
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RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15

Viele überleben verstümmelt, werden nie mehr ein eigenstän-
diges Leben führen können. So riss am 21. November 2020 ein 
Raketenangriff im Zentrum und im Norden der Hauptstadt Kabul 
acht Menschen in den Tod, 31 weitere wurden verletzt. Daesh/
ISKP reklamierte den Anschlag für sich. Die Raketen trafen wohl-
habende Wohngegenden der afghanischen Hauptstadt, unter 
anderem wurde die Botschaft des Iran getroffen.

Nur knapp drei Wochen zuvor, am 2. November 2020,  
brachen zwei bewaffnete Männer in die renommierteste Universi-
tät des Landes, die Kabul Universität, ein, und richteten laut offizi-
ellen Angaben 22 Studierende hin, 40 weitere wurden verletzt. 
Laut der Nachrichtenagentur Reuters verloren bei dem Anschlag 
35 vorwiegend junge  Menschen ihre Leben. Die Taliban wiesen 
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ZIVILE VERLUSTE IM AFGHANISCHEN BÜRGERKRIEG

eines nur leichten Rückgangs der Opferzahlen im Vergleichszeit-
raum 2020 von Entspannung keine Rede sein.

Insbesondere da – wie eine Expertin des Afghanistan Analysts 
Network (AAN) konstatiert – die Reduktion der Opferzahlen bei 
näherem Hinsehen lediglich aus weniger verletzten Opfern nach 
Taliban-Angriffen resultiert. Die Zahl der Todesopfer durch Tali-
ban-Angriffe ist dagegen im Jahr 2020 im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum gestiegen.

Für die meisten zivilen Opfer zeichnen nach wie vor die Tali-
ban verantwortlich (45 Prozent), sieben Prozent aller Angriffe 
reklamiert der Islamische Staat in der Provinz Korashan (ISKP), der 
in Afghanistan operierende Ableger des IS, für sich.

Afghanistan gehört nicht nur zu den Ländern mit den welt-
weit höchsten Raten an durch kriegerische Handlungen getöteten 
Kindern, Kinder werden auch als Soldaten rekrutiert. Die Rekru-
tierung von Kindern durch bewaffnete Milizen in Afghanistan 
zeigt im Jahr 2020 einen drastischen Anstieg: In den ersten neun 
Monaten des Jahres wurden 155 Kinder bewaffnet in den Krieg 
geschickt. Im Vergleichszeitraum des Vorjahres waren es 49.

Terror in den Städten
Die bewaffneten Kämpfe zwischen afghanischen Sicherheitskräf-
ten und den Taliban konzentrieren sich auf dichter besiedelte 
Gebiete, weshalb ihnen besonders oft Frauen und Kinder zum 
Opfer fallen. Sowohl die Taliban und als auch Daesh/ISKP greifen 
gezielt Bildungseinrichtungen und Spitäler an und treffen so  
besonders vulnerable Gruppen. 
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Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

– während in Doha weiter Friedensgespräche zwischen ihrer 
Führung und der afghanischen Regierung liefen – jede Verant-
wortung für den Anschlag von sich. Aber mehrere Regierungs-
mitglieder, darunter Vizepräsident Amrullah Saleh, warfen den 
Taliban vor, an dem Anschlag beteiligt gewesen  
zu sein.

Ein ähnliches Muster zeigte der Anschlag am 24. Oktober 
2020, auf ein Bildungszentrum im bis dahin als sicher gelten-
den Westen Kabuls: Ein Selbstmordattentäter tötete 24 Men-
schen in der Bildungseinrichtung, die meisten von ihnen  
waren zwischen 15 und 26 Jahre alt. Die Taliban nutzten  
Twitter, um jede Verantwortung von sich zu weisen, alsbald 
meldete der Islamische Staat via Telegram, für den Anschlag 
verantwortlich zu sein. Allerdings ohne dafür Beweise vor- 
bringen zu können.

Militärische Lage
Die Berichte über die Sicherheitslage außerhalb der Städte 
zeichnen ein düsteres Bild: Im November 2020 kamen binnen 
kürzester Zeit 23 der insgesamt 34 Provinzen Afghanistans un-
ter Beschuss. Das Verteidigungsministerium Afghanistans macht 
dafür vor allem die Taliban verantwortlich. Bei den angegriffe-
nen Provinzen handelt es sich sowohl um einige im Westen 
(Herat, Farah und Badghis) als auch um Provinzen im Norden 
(Balkh, Kunduz, Badakshan), im Osten (Nuristan, Nangahar) und 
im Süden des Landes (Helmand, Kandahar).

Laut dem US-Taliban-Übereinkommen von Februar 2020 
sollen die US-Truppen bis Mai 2021 vollständig aus Afghanistan 
abgezogen sein. Dass sich der Rückzug der NATO zum Vorteil 
der radikalislamischen Gruppen in Afghanistan auswirken wird, 
zeigte sich bereits seit Juni 2020 deutlich, als die US-Soldat*in-
nen in Afghanistan um etwa die Hälfte auf 8.600 reduziert wor-
den waren. Ein Kommandeur der afghanischen Sicherheitskräfte 
im nördlichen Kunduz äußerte im Herbst 2020 gegenüber einer 
Analystin des Afghanistan Analysts Network, dass er sich den 
Taliban vollkommen ausgeliefert fühlt.

Deshalb mahnt der UN-Generalsekretär in seinem Bericht  
für den Sicherheitsrat eindringlich vor einem „entsetzlichen 
Krieg gegen Zivilist*innen, der insbesondere Frauen und Kinder 
trifft”. Sie erleiden in diesem Krieg, so António Guterres weiter, 
dauerhafte Behinderungen, schwere Traumata und finanzielle 
Verluste, die den Menschen jede Zukunftsperspektive nehmen.

Intern Vertriebene und Rückkehrer*innen
Zwischen Mai und September 2020 wurden durch bewaffnete  
Konflikte und Zerstörungen 19.530 Menschen gezwungen, ihre 
Wohnungen zu verlassen. Damit sehen sich die afghanischen  
Behörden mit 112.700 dokumentierten intern Vertriebenen  
konfrontiert. Die Dunkelziffer eingeschlossen, ist von circa zwei 

Millionen intern Vertriebenen auszugehen. Sie drängen sich in  
den wenigen Großstädten Herat, Masar-i Sharif und Kabul. Kabul  
ist von 700.000 EinwohnerInnen in den 1990er Jahren auf ca.  
fünf Millionen förmlich explodiert.

Dazu kommen seit 2015 jährlich zigtausende Menschen, die aus 
dem Iran und Pakistan zurückgeschickt werden. Zwar läuft diese 
Rückführung zum Teil geordnet mit Hilfe von IOM und UNHCR ab, 
aber für den Großteil der entwurzelten Rückkehrer*innen ist Rein-
tegration so gut wie unmöglich. Allein zwischen 01.01.2020 und 
28.11.2020 kamen 789.539 Menschen aus dem Iran und Pakistan 
nach Afghanistan zurück.

Kein sicheres Land für Abgeschobene
In dieses Land schieben EUropäische Regierungen junge Menschen 
ab. Die Mehrheit der Rückkehrenden hat keine andere Wahl, als in 
Städten Zuflucht zu suchen. Nicht nur für Kinder, Alte und Kranke, 
sondern auch für junge, gesunde Erwachsene sind die Umstände 
lebensgefährlich. Neben Terroristen haben es auch bewaffnete 
Banden auf die Rückkehrer abgesehen, weil sie annehmen, dass 
diese aus dem Westen Geld mitbringen. Aber auch medizinische 
Probleme sind kaum zu lösen. Selbst Hilfe in Notfällen ist mit den  
15 (!) verfügbaren Krankenwagen in der Millionenstadt Kabul nicht 
gewährleistet. 

Den österreichischen Behörden gilt das Argument der „internen 
Fluchtalternative“ (internal flight alternative IFA) als valide für die 
Abschiebung von Geflüchteten nach Afghanistan. Sie könnten ja – 
so die durchaus kontroversielle Position – innerhalb des Landes 
eine alternative, sichere Heimat finden. Besonders auffallend ist, 
dass diese Position offensichtlich nicht alle Beamt*innen und  
Richter*innen in Europa teilen, vielmehr divergiert die Wahrneh-
mung der Sicherheitslage in Afghanistan stark zwischen den euro-
päischen Staaten: Während in Bulgarien im Jahr 2018 nur sechs  
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Prozent der Gefl üchteten aus Afghanistan Asyl erhielten, waren es 
in der Schweiz im selben Zeitraum 98 Prozent.

In Österreich ist die Zuerkennungsrate seit 2015 deutlich 
gesunken: Bekamen Gefl üchtete aus Afghanistan im Jahr 2017 
noch zu 80 Prozent Asyl oder subsidiären Schutz zuerkannt, wur-
den im Jahr 2019 nur noch 46 Prozent der Asylanträge von 
Afghan*innen positiv beschieden. Wohl aufgrund dessen befan-
den sich mit Ende des Jahres 2018 rund 30.000 Verfahren in 
Österreich in Berufung. Zum Vergleich: Ende des Jahres 2015 wa-
ren es 6.300. Ende 2019 waren insgesamt 26.725 Verfahren 
offen, davon befanden sich 85 Prozent in Berufung.

Die häufi gen negativen Bescheide könnten auch damit zu tun 
haben, dass nach der Unterzeichnung des zynischerweise „Joint 
Way Forward“ betitelten Abkommens zwischen der EU und Afgha-
nistan im Oktober 2016 abgelehnte Asylwerber*innen leichter 
abgeschoben werden können. Afghanische Botschaften stellen  
seither für abgelehnte Asylwerber*innen ohne Papiere Rückreise-
zertifi kate aus. Im Gegenzug erhielt das Land 1,2 Milliarden Euro 
Finanzhilfen bis 2020. 

Afghanistan ist nicht sicher! 
In Österreich hat sich 2015 eine starke Zivilgesellschaft organi-
siert, die solidarisch mit den Gefl üchteten ist. Diese Bewegung 
schafft es seit Jahren, die ärgsten Versäumnisse der Behörden zu 
lindern. Unterstützer*innen organisierten Lebensnotwendiges 

ebenso wie Freizeitaktivitäten. Was aber am meisten zählt: Sie 
boten menschliche Nähe, ein offenes Ohr für Ängste und Sorgen, 
ohne dafür Dankbarkeit und Wohlverhalten zu verlangen. Viele 
dieser Beziehungen bestehen bis heute, junge afghanische Flücht-
linge wurden Teil von österreichischen Familien. 

Doch nach Jahren im unentschiedenen Asylverfahren sind nicht 
nur Gefl üchtete, sondern auch ihre österreichischen Freund*innen 
verzweifelt: Schlafl osigkeit, Panikattacken, Depression bis hin zu 
Selbstmordgedanken machen sich breit. 

Afghanistan ist kein sicheres Land – nicht für seine Bewoh-
ner*innen, erst recht nicht für Flüchtlinge und Rückkehrer*innen. 
Afghanische Gefl üchtete müssen deshalb in Österreich weiterhin 
Aufnahme und Schutz erhalten. Abschiebungen nach Afghanistan 
verstoßen gegen das in der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion verankerte Verbot, Menschen in Länder zurückzuschieben, in 
denen ihnen Gefahr für Leib und Leben droht. 
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FORDERUNGEN

• Afghanische Flüchtlinge müssen weiterhin 

Aufnahme und Schutz erhalten

• Stopp der Abschiebungen nach Afghanistan 

und in andere Krisenregionen

• Anerkennung von Patenschaften oder ähn-

lichen familienähnlichen Beziehungen als 

schützenswertes Privat- und Familienleben 

• Zugang zu Sprach- und anderen Kursmaß-

nahmen schon während des Asylverfahrens 

• Außenpolitisches Engagement zur 

Beilegung des Konfl ikts in Afghanistan und 

anderen Krisenregionen.
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